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Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit – der
Schlachtruf von 1789 ist Europas norma-
tiver Kern geworden. Geprägt durch die
Französische Revolution und die Philoso-
phie der Aufklärung hat die europäische
Arbeiterbewegung diesem Werteverständ-
nis – als Freiheit, Gerechtigkeit und Soli-
darität verstanden – Bedeutung verschafft.
Über einen langen, schwierigen und oft von
Rückschlägen gekennzeichneten Prozess
ist es gelungen, diese Werte in Grundrechte
zu übersetzen, die jedermann und jeder-
frau gleichermaßen zustehen.

Körperliche Unversehrtheit,Koalitions-
freiheit, informationelle Selbstbestimmung,
Meinungs- und Religionsfreiheit, sexuelle
Selbstbestimmung, das Recht auf medi-
zinische Versorgung, das Recht auf Bildung
– so unterschiedlich die einzelnen Grund-
rechte auch sein mögen, im Kern geht es
darum, ein selbstbestimmtes Leben zu er-
möglichen. Das formale Recht auf ein freies
Leben steht im Verständnis der Sozialen
Demokratie in unmittelbarem Zusammen-
hang mit den sozialen und ökonomischen
Voraussetzungen, um ein selbstbestimmtes
Leben auch tatsächlich führen zu können.

Diese Freiheit muss unter den Bedin-
gungen der Digitalisierung neu gedacht
und neu erkämpft werden. Es wird in den
nächsten Jahren und Jahrzehnten entschei-
dend darauf ankommen, dem Freiheits-
verständnis der Sozialen Demokratie auch
in der Digitalisierung Bedeutung zu ver-
schaffen, um die enormen Freiheitspoten-
ziale, die die Digitalisierung mit sich brin-
gen kann, breit zu nutzen 

Die Anfänge des Internets Ende der
60er Jahre lagen im militärisch-wissen-
schaftlichen Bereich. Erst sehr viel später,
Anfang der 90er Jahre, kam es auch zur
kommerziellen Nutzung des World Wide
Web. Al Gore hat den Data Highway als

Begriff spätestens 1992 populär gemacht,
im Juli 1995 versandte Amazon sein erstes
Buch und leitete einen Kulturbruch im
Buch- und Verlagswesen ein. 1998 wurde
Google gegründet. 2001 ging Wikipedia
online und spätestens mit Facebook (2004)
gewann der Begriff des Web 2.0 an Bedeu-
tung und wurde zur Chiffre für den Wan-
del des Internets. Nutzer konnten mehr
und mehr Inhalte selbst erzeugen und wa-
ren so nicht nur Empfänger, sondern auch
Sender von Informationen. Mit der Ver-
breitung von Smartphones wurde die mo-
bile Nutzung des Internets Alltag. Durch
die Snowden-Enthüllungen wurde bekannt,
welche kaum vorstellbare Menge an Daten
über den Einzelnen vorliegt und wie diese
genutzt werden können.

Die knappe Reihung zeigt, dass sich die
Digitalisierung in unserem Leben Raum
gegriffen hat. Wertschöpfung, Wissens-
aneignung, Öffentlichkeit, Transaktionen
vielfältigster Art, soziale Beziehungen – es
gibt nur noch wenige Bereiche des gesell-
schaftlichen und privaten Lebens, in de-
nen die Digitalisierung keine Rolle spielt.
Selbst wer versucht, sich der Digitalisierung
zu entziehen, ist von ihr betroffen. Sie ist zu
einem sozialen, ökonomischen und kultu-
rellen Totalphänomen geworden. Die digi-
tale Welt ist keine von der analogen Welt
getrennte Sphäre, sondern sie ist so eng
mit ihr verwoben, dass es immer schwerer
fällt, eine Grenze zwischen analog und
digital zu ziehen.

Politik, die Relevanz für das gesell-
schaftliche Leben haben will,muss deshalb
heute immer auch Netzpolitik sein. Netz-
politik muss sich als Gestaltungsfeld der
nationalen wie der transnationalen Poli-
tik entwickeln. Und Soziale Demokratie
muss ihr Grundwerteverständnis auch auf
den digitalen Raum beziehen – und zwar
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schnell. Denn mit fortschreitender Digita-
lisierung verfestigen sich Spielregeln, die
viel zu oft von großen privaten Konzernen
gesetzt werden und die weder sozial noch
demokratisch sind.

Was in Kaliforniern als dezentrales Ex-
periment mit vielen kleinen Akteuren be-
gann, ist heute von einigen wenigen großen
Playern dominiert. Es gibt einen unüber-
sehbaren, problematischen Trend hin zur
Monopolisierung bzw. Oligopolisierung
der Anbieterstruktur. Das Google-Beispiel
ist besonders eindrucksvoll. Die Garagen-
Gründung zweier Studenten aus Stanford
ist heute, wenige Jahre später, ein weltum-
spannender Konzern mit 50.000 Mitarbei-
tern und eines der wertvollsten börsenno-
tierten Unternehmen.Aber Google ist mehr
als das. Es ist ein marktbeherrschender
Monopolist, der die Strukturen unserer
Wahrnehmung der Welt prägt. Etwa 70 %
der Suchanfragen weltweit und über 90 %
der Suchanfragen in Deutschland laufen
über Google. Und der Konzern dehnt sich
immer weiter in alle möglichen Geschäfts-
felder aus.

Google ist ein extremes Beispiel, aber
die Tendenz trifft auch auf andere Unter-
nehmen zu: Amazon, Facebook, eBay,Apple.
Diese wenigen digitalen Superautoritäten
bestimmen nicht nur über die Regeln in
dem von ihnen dominierten Feld. Sie prä-
gen damit auch maßgeblich die Mecha-
nismen unseres Zusammenlebens: Kom-
munikation, Öffentlichkeit, Aufmerksam-
keit, Transaktionen – all das folgt Spielre-
geln, die nicht öffentlich ausgehandelt oder
demokratisch bestimmt wurden, sondern
den Kapitalinteressen einiger weniger Groß-
konzerne folgen. Sie kontrollieren mit ihrer
Macht die Knotenpunkte der Netzwerk-
gesellschaft. Wenn die Sozialdemokratie
das nicht will, dann muss sie Netzpolitik
als zentrale Gestaltungsaufgabe begreifen.

Entlang der drei Grundwerte soll an
jeweils zwei Beispielen kurz skizziert wer-
den, welche Herausforderung die Digitali-
sierung für die Bedeutung der Grundwer-

te darstellt, aber auch, mit welchen Hand-
lungsansätzen die Sozialdemokratie ihren
Grundwerten in der Digita-
lisierung Wirkung verschaf-
fen kann.

Freiheit: Die Möglich-
keit zu einem selbstbestimmten Leben be-
darf gesellschaftlicher Voraussetzungen.
Die Digitalisierung hat in erheblichem Maß
dazu beigetragen, Freiheitsspielräume von
Einzelnen und von Gesellschaften zu er-
höhen. Die Selbstorganisation von gesell-
schaftlichen Minderheiten, neue Formen
der Partizipation und Teilhabe bis hin zum
Sturz autokratischer Regime – mit Hilfe
des Internets können Freiheitsmotive ver-
stärkt werden und die mit dem Internet
verbundenen Freiheitspotenziale sind im-
mens. Zugleich zeigt sich auch bei der Digi-
talisierung das auf Platon zurückgehende
Paradoxon der Freiheit. Freiheitschancen
ohne Regulierung führen zu mehr Freihei-
ten für einige wenige Starke und zu weni-
ger Freiheiten für die Schwachen.

Der Anspruch auf gleiche Freiheit
drückt sich in der digitalen Welt nicht zu-
letzt in der Netzneutralität aus. Jedes Da-
tenpaket soll – unabhängig davon wer es
sendet oder empfängt – gleich schnell über-
tragen werden. Diese Netzneutralität ist in
Gefahr. Große Betreiber von Diensten ver-
bünden sich teilweise mit den Bereitstel-
lern der technischen Infrastruktur, damit
ihre Daten schneller transportiert werden.
Wer will, dass nicht nur die neueste US-Se-
rie schnell vom Anbieter zum Konsumen-
ten gesendet wird, sondern dass sich auch
genauso schnell das Video des Demokratie-
aktivisten aus Ägypten zu Übergriffen des
Militärs auf Demonstranten verbreitet, der
muss für Netzneutralität eintreten.

Ein diskriminierungsfreier Zugang
zum Netz ist entsprechend eine wesentli-
che Voraussetzung, um die Freiheitspoten-
ziale des Internets für alle gleichermaßen
zu nutzen.

Von mindestens ebensolcher Bedeu-
tung für die Freiheit des/r Einzelnen ist

Grundwerte
unter Druck
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seine/ihre Souveränität über die ihn/sie
betreffenden Daten. Im Zuge der Digita-
lisierung sind exponentiell unvorstellbar
große Datenmengen entstanden. Diese
speisen sich aus verschiedensten Quellen:
jeder Form der elektronischen Kommuni-
kation, freiwillig bereitgestellten Informa-
tionen (etwa in sozialen Netzwerken), aber
auch dem Konsumverhalten oder den Be-
wegungsprofilen. Revolutionär an dieser
Entwicklung ist nicht nur die schiere Da-
tenmenge, sondern auch die Möglichkeiten
zum Zusammenführen und Auswerten der
Daten. Diese Möglichkeiten können in ver-
schiedensten Formen Komfortgewinne für
den Nutzer bedeuten, aber sie werden vor
allem aus zwei bedrohlichen Richtungen
genutzt: Einerseits von privaten Unterneh-
men im Interesse der Profitmaximierung,
andererseits von Geheimdiensten zur Über-
wachung ihrer Bürgerinnen und Bürger.

Der Einzelne überblickt weder, welche
Daten über ihn vorliegen, noch wie sie ge-
nutzt werden. Mehr denn je hängt die per-
sönliche Freiheit des Einzelnen von seiner
informationellen Selbstbestimmung ab.
Jeder/jede muss wissen,welche Daten über
ihn/sie existieren, wer sie besitzt –, wie sie
genutzt werden und wie sie im Zweifelsfall
gelöscht oder an einen anderen Anbieter
weitergereicht werden können.

Wer nicht will,dass die Freiheit des Ein-
zelnen mehr und mehr durch Algorithmen
determiniert wird, die profitorientierten
Logiken folgen, der muss auch mit Mitteln
der Rechtsordnung klare Rahmenbedin-
gungen schaffen. Ein zeitgemäßer euro-
päischer Datenschutz gehört ebenso dazu
wie Auskunfts- und Transparenzpflichten
für Unternehmen.

Gerechtigkeit: Sie bezieht sich auf die
Verteilung von materiellen und immate-
riellen Gütern zwischen den Menschen.
Sie ist eine Verhältniskategorie und ent-
sprechend lässt sich nie absolut bestim-
men, was gerecht ist. Für die Sozialdemo-
kratie war allerdings immer klar, dass Ge-
rechtigkeit mindestens so weit verwirklicht

werden muss, wie sie als Voraussetzung für
gleiche Freiheit dient. Ein zeitgemäßes Ge-
rechtigkeitsverständnis der Sozialdemo-
kratie muss auch den gerechten Zugang
zum Internet einschließen und in die For-
derung nach einem Menschenrecht auf
Internetzugang münden.

Beteiligungschancen, Einkommens-
möglichkeiten aber auch Freiheitspoten-
ziale sind immer mehr durch den Zugang
zum Internet geprägt. Dieser Zugang aber
ist sehr unterschiedlich verteilt. Dafür sind
immer weniger freiwillige Ausschlüsse ver-
antwortlich, sondern vielmehr begrenzen-
de Infrastruktur. In Deutschland ist in vie-
len ländlichen Regionen die Internetan-
bindung schmalspurig. Vor allem ärmere
Menschen auf dem Land sind häufig voll-
ständig offline. Weltweit sind mehr Men-
schen offline als online. Die Grenze ver-
läuft dabei primär entlang der Wohlstands-
gefälle und verschärft so bestehende Un-
gleichheiten.

Eine stabile, breite und bezahlbare An-
bindung an das Internet muss auch aus
der Gerechtigkeitsperspektive als öffent-
liches Gut verstanden werden, ohne die
klassisch-sozialdemokratischen Fragen der
Umverteilungspolitik aus dem Blick zu
verlieren.

Die ungleichen Zugänge sind aber nur
die eine Seite der Medaille. Ebenso wichtig
sind die unterschiedlichen individuellen
Fähigkeiten zur Nutzung, mithin die Me-
dienkompetenz. Letztere ist mehr denn je
eine Kulturtechnik, die »für die Teilhabe
am politischen Geschehen wie überhaupt
für die Wahrnehmung von Bürgerrollen in
einem modernen demokratischen Gemein-
wesen unverzichtbar ist« (Sarcinelli). Im
schlimmsten Fall verstärkt eine ungleiche
Medienkompetenz bestehende Ungleich-
heiten, schwächt die Schwachen und stärkt
die Starken. Wenn die Potenziale des In-
ternets demgegenüber zu mehr Freiheits-
spielräumen in allen Teilen der Gesell-
schaft führen sollen, dann müssen digita-
les Lernen und eine damit verbundene Me-
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dienkompetenz Eingang in die schulische
und berufliche Bildung sowie die Erwach-
senenbildung finden.

Solidarität: Sie kann als die überobli-
gatorische Bereitschaft zur Teilnahme am
Anderen verstanden werden. In einer un-
gleichen Gesellschaft kann sie dazu bei-
tragen, gleiche Freiheit zu schaffen.

Im Rahmen der Digitalisierung sind
neue Möglichkeiten der Solidarisierung
entstanden. In Echtzeit kann Unterstüt-
zung für Aktivist/innen mobilisiert werden
oder die Empörung über die Arbeitsbedin-
gungen der Textilarbeiter/innen in Bangla-
desch auch vor die verantwortliche Firmen-
zentrale in Deutschland getragen werden.

Solidarität ist durch die mit der Digi-
talisierung einhergehende Ausdifferenzie-
rung der Öffentlichkeit aber auch bedroht.
Soziale Netzwerke, auf jeden Nutzer oder
Teilgruppen bezogene Nachrichtenange-
bote und Suchmaschinen führen zu einem
veränderten und oft verengten Blick auf
die gesellschaftliche Wirklichkeit. Debat-
tenräume und Öffentlichkeiten differen-
zieren sich aus und werden selbstbezoge-
ner. Solidarität wird so immer unwahr-
scheinlicher, da der Andere immer weni-
ger ins eigene Blickfeld gerät.

Der Ort, an dem mit, in und durch die
Arbeiterbewegung Solidarität entstand und
organisiert wurde, war oft der Arbeits-
platz. Dieser feste Ort und die damit ein-
hergehenden Sozialformen, die Möglich-
keiten zur Selbstorganisation und auch die
zwischenmenschlichen Bindungen wird
es mit hoher Wahrscheinlichkeit künftig
immer weniger geben. Schon jetzt erleben
wir,dass alle Dienstleistungen,die am Com-
puter verrichtet werden, auf Online-Platt-
formen in einer gnadenlosen Konkurrenz
um Preis, Qualität und Geschwindigkeit
stehen. Zugleich erleben wir aber auch,
dass über räumliche Grenzen hinweg neue
Formen der Kooperation entstehen und
Menschen mit ähnlichen Tätigkeiten bes-
ser organisiert werden können. Die Arbei-
terbewegung insgesamt mit ihren politi-

schen Parteien und ihren Gewerkschaften
ist hier gefordert, unter diesen Bedingun-
gen neue Formen von Solidarität zu stiften.

Die knapp skizzierten Beispiele zeigen,
dass in der Digitalisierung Bedrohungen,
aber auch Chancen für ein an Freiheit,
Gerechtigkeit und Solidarität orientiertes
Wirtschafts- und Sozialmodell liegen. Ei-
ne moderne Sozialdemokratie, die diesen
Bedrohungen begegnen will und die die
ungemeinen Kräfte der Digitalisierung im
Interesse von mehr Freiheit und Wohl-
stand nutzen will, muss mindestens drei
Dimensionen in den Blick nehmen.

Gestaltung: Netzpolitik muss als inte-
graler Bestandteil von Gesellschaftspolitik
begriffen werden und stärker verrechtlicht
werden als bisher. In den ersten zwei Jahr-
zehnten der kommerziellen Digitalisierung
entstanden häufig Regeln, die weder demo-
kratisch noch sozial, sondern von kom-
merziellen Interessen getrieben waren. Das
politische System muss hier gestaltend Rah-
menbedingungen schaffen. Es kann dies
allerdings nicht mehr allein als Akteur mit
nationaler Souveränität – wie noch in Fra-
gen der einfachen Telekommunikation –,
sondern nur in einem komplexen Geflecht
aus nationalen, transnationalen und öffent-
lichen wie privaten und zivilgesellschaft-
lichen Governance-Strukturen.

Kreativität: Der Begriff Digitalisierung
beschreibt nicht nur ein neues Medium,
sondern ein genuin eigenes Phänomen. Sie
ist so noch nicht da gewesen und in ih-
ren Ausformungen bisher nur in Umrissen
sichtbar. Es gibt keine erprobten oder be-
währten Handlungsstrategien zu ihrer Ge-
staltung. Entsprechend gilt es, auch neue
Muster im Umgang mit diesem Phänomen
zu entwickeln und keine gute Idee undisku-
tiert zu lassen. Exemplarisch: Genossen-
schaftliche Strukturen können Internet-
Infrastruktur schaffen, die demokratisch
kontrolliert ist und nicht kommerziel-
len Verwertungsinteressen unterworfen ist
(Frank Rieger).

Aufklärung: Spätestens nach den Snow-
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den-Enthüllungen war für eine breite Öf-
fentlichkeit nachvollziehbar, dass die Pri-
vatheit jedes Einzelnen und damit poten-
ziell auch seine Freiheitschancen massiv
beeinträchtigt sind. Der mediale Aufschrei
war heftig – und ist verhallt. Auch auf der
Ebene der einzelnen Nutzer hat es kaum
Verhaltensänderungen gegeben. Die So-
zialdemokratie als Bewegung der Aufklä-
rung ist auch gefordert, die massiven Be-
einträchtigungen der Digitalisierung für
unsere individuelle Freiheit immer wieder
bewusst zu machen – um sie produktiv

umzukehren. Und dabei sind die sozial-
demokratischen »Klassiker« wie Bildung,
Teilhabe und Umverteilung genauso ge-
fragt wie neue Felder etwa im Bereich der
Netzneutralität.

Die Sozialdemokratie hat die Indus-
trialisierung gestaltet –, die von ihr entfes-
selten Kräfte in gesamtgesellschaftlichen
Wohlstand und individuelle Freiheit über-
führt und damit die europäische Moderne
geprägt. Es ist ihre Aufgabe, auch die Digi-
talisierung in mehr Freiheit, Gerechtigkeit
und Solidarität zu übersetzen.

Weitgehend unabhängig von kurz- oder
mittelfristigen Wachstums-, Arbeitslosen-
und Beschäftigungszahlen scheint sich in
Deutschland in den letzten Jahrzehnten
eine neue gesellschaftliche Stimmung fest-
gesetzt zu haben: Die Grundtendenz von
Unsicherheit dominiert zunehmend den
individuellen und politischen Handlungs-
imperativ und den Alltag der Bürgerinnen
und Bürger. »Angst« steht im Zentrum die-
ses Phänomens: Angst vor Abstieg, Angst
vor Nicht-Aufstieg, Angst vor Krisen, vor
(Geld-)Entwertung, vor der Euro-Schmel-
ze, vor der Nichteinlösung des Leistungs-
versprechens, vor zu viel Individualismus,
zu vielen Flüchtlingen, zu viel Gleichstel-
lung, zu hoher Mietsteigerung, ungenügen-
der Vorsorge, digitalen Übergriffen, Al-
tersarmut etc.

Zwei Fragen drängen sich auf: Wie soll
die Sozialdemokratie darauf reagieren?

Und damit zusammenhängend, um die
erste Frage beantworten zu können:Worin
liegen die Ursachen für diese Ängste? Die
Frage nach den Ursachen ist nicht zuletzt
deshalb alles andere als trivial, weil es den
Deutschen anscheinend so gut geht wie
lange nicht mehr. Rund zwei Drittel der
Deutschen beschreiben ihre wirtschaft-
liche Situation als gut oder sehr gut. Trotz
einer objektiv breiten deutschen Mittel-
schicht, die in gediegenem Wohlstand lebt,
ist das Angstgefühl keine singuläre, son-
dern eine weite Teile der Gesellschaft er-
fassende Erscheinung.

Im Schwedischen gibt es zur Unter-
scheidung von Sicherheit im klassischen,
engen Wortsinn und dem weiteren Sinn
zwei Wörter: Säkerhet bedeutet vor al-
lem Sicherheit und Schutz gegen Gewalt.
Trygghet meint hingegen Schutz im Sin-
ne von sozialer Sicherheit bis hin zum Ge-
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